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Beratungsfolge Sitzungstermin Zuständigkeit 
 

Umweltausschuss 20.05.2015 Anhörung 
 
 

Baumschutzsatzung für die Stadt Norderstedt 
hier: Vorlage der im formalen Aufstellungsverfahren eingegangenen Stellungnahmen 
 
 
Der Umweltausschuss der Stadt Norderstedt hat in seiner Sitzung am 21.01.2015 den vorge-
legten Entwurf zur Baumschutzsatzung beschlossen und die Verwaltung mit der Durchfüh-
rung des formalen Aufstellungsverfahrens beauftragt.  
 
Gemäß § 19 Landesnaturschutzgesetz ist für den Entwurf einer Baumschutzsatzung ein Be-
teiligungsverfahren durchzuführen. 
 
Der Entwurf der Baumschutzsatzung der Stadt Norderstedt lag in der Zeit vom 02.03.2015 
bis zum 02.04.2015 im Rathaus der Stadt Norderstedt während der Öffnungszeiten zu Je-
dermanns Einsicht öffentlich aus. Während dieser Auslegungsfrist und bis zwei Wochen 
nach Ablauf der Auslegungsfrist konnten von jedermann Stellungnahmen zu dem Entwurf 
schriftlich oder während der Dienststunden im Zimmer 247 zur Niederschrift unter oben ge-
nannter Adresse vorgebracht werden.  
 
Zeitgleich wurde eine Anhörung betroffener Behörden und öffentlicher Planungsträger ge-
mäß § 19 Abs. 1 Landesnaturschutzgesetz Schleswig-Holstein (LNatSchG) sowie die Be-
nachrichtigung von der öffentlichen Auslegung gemäß § 19 Abs. 2 LNatSchG durchgeführt. 
 
Die Verwaltung legt hiermit die vorgebrachten Stellungnahmen dem Umweltausschuss zur 
Kenntnisnahme vor (Anlagen 1 und 2). 
 
Von den eingegangenen Stellungnahmen hat sich niemand gegen die Einführung einer 
Baumschutzsatzung ausgesprochen. Die eingegangenen Stellungnahmen zum Entwurf der 
Baumschutzsatzung nahmen im Wesentlichen Bezug auf den Schutzgegenstand (§ 3), auf 
die zulässigen Handlungen (§ 5), auf die Ausnahmen (§ 6), auf die Antragsunterlagen (§ 8) 
und auf die Ersatzpflanzungen (§ 9). 
 
Im weiteren Verfahren wird von der Verwaltung ein Abwägungsvorschlag zu den vorgelegten 
Stellungnahmen erarbeitet. 
 
Anlagen: 
1. Eingegangene Stellungnahmen betroffener Behörden und öffentlicher Planungsträger 

2. Eingegangene Stellungnahmen der Öffentlichkeit 
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